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Sachverhalt und Anträge 

Der Beschwerdeführer hat im Rahmen der europâischen 

Eignungsprüfung, die vom 1. bis 3. April 1998 

stattgefunden hat, die PrMungsaufgaben C und D mit 
folgendem Ergebnis wiederholt: 

Prüfungsaufgabe C: 	5 (nicht ausreichend) 
Prüfungsaufgabe D: 	4 (ausreichend) 

MIt Schreiben vom 29. September 1998 wurde dem 

Beschwerdeführer die Entscheidung der Prüfungskomtnission 

vom 23. September 1998 mitgeteilt, dais er die Prüfung 
nicht bestanden habe. 

Gegen diese Entscheidung der Prüfungskommission, deren 

Abgabe zur Post am 29. September 1998 erfolgt ist, hat 
der Beschwerdeführer am 26. November 1998 Beschwerde 

eingelegt. Gleichzeitig hat er die Beschwerde begründet 
und die Beschwerdegebühr bezahit. 

Die Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten hat 
am 22. Februar 1999 dem Prãsidenten des Rats des 
Instituts der zugelassenen Vertreter (EPI) und dem 

Präsidenten des Europãischen Patentamts (EPA) gemãf 

Artikel 12, Satz 2 der Vorschriften in Disziplinar-

angelegeriheiten von zugelassenen Vertretern i. V. rn. 
Artikel 27 (4), Satz 1 der Vorschrjften Qber die 
europãische Eignungsprüfung für zugelassene Vertreter 

(VEP) Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Ferner hat die Beschwerdekammer in Disziplinar- 

angelegenheiten dem Beschwerdeführer mit Bescheid vom 

8. Februar 2000 ihre vorlâufige Auffassung mitgete±lt, 

dais die Beschwerde kaum Aussicht auf Erfoig habe. 
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VI. 	Am 2. Mai 2000 wurde in Anwesenheit des Beschwerde- 
führers und eines Vertreters des Pr&sidenten des EPA 
mündlich verhandelt. 

VII. Der Beschwerdeführer beantragte, 

die angefochtene Entscheidung aufzuheben urid die 

europäische Eignungsprüfung für bestanden zu 

erklâren, gegebenenf ails die Angelegenheit zur 

ThDerprüfurig an die Prüfungskommission 
zurückzuverweisen; 

zusãtzlich beantragte er, den Prüfungsteii C aus 1995 
elner nochmaligen Prüfung zu unterziehen, weil aus 

dem "Examiner Report", Seite 56, des Compendiums, 

Nr. 1, ersichtlich ist, dais ein schwerwiegender und 
eindeutiger Fehier bei der Beurteilung der Anlage 3, 

Stichwort "Cellulose" (Zelistoff) urid "cotton" 
(Baumwolle) unterlauf en ist. 

Baumwolle besteht überwiegend aus Zellstoff-Fasern-o. 

 Oberbegriff. Daraus folgt, dais 
Anlage 3 als neuheitsschâdlich anzusehen ist, und 

nicht nur hinsichtlich der erfinderischen Tätigkeit. 

Hilfsweise beantragte er, die Eignung für das 

Anmelde- und Prüfungsverfahren vor dem Europâischen 

Patentamt unter AusschluZ des Einspruchsverfahrens 
anzuerkennen. 

Ferner beantragte er die Rückzahlung der 
Beschwerdegebühr. 

VIII. Zur Begründung seiner Beschwerde hat der Beschwerde-

führer im schriftlichen Verfahren und in der mündlichen 
Verhandlung im wesentlichen folgendes vorgetragen: 
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Er habe die europâische Eignungsprüfung 1995 für die 

Teilprüfungen A, B, C und D abgelegt. Für die 

Prüfungsarbeit A sei die Note 11 2" und für die 
Prüfungsarbeit B die Note "4 It  vergeben worden, wâh.rend 
für die Prüungsarbeit C die Note "5" und für die 

Prüfungsarbeit D die Note 11 6" vergeben worden seien. Bei 
der europãischen Eignungsprüfung 1998 sei seine 

Prüfungsarbeit D mit der Note 11 4" bewertet worden, so 
dag die Prüfungsarbeiten A, B und D als bestanden zu 

bewerten selen. Dagegen sei für seine Prüfungsarbeit C 

wiederum nur die Note 11 5" vergeben worden. 

Ein Ausgleich der Prüfungsarbeit C durch die nunmehr 

bestandene Prüfungsarbeit D bzw. durch elne der beiden 

bereits im Jahre 1995 bestandenen Prüfungsarbeiten A und 

B sei nach Artikel 17 VEP in Verbindung mit Regel 10 der 

Ausführungsbestimmungen (AusfB) zu den VEP nicht 

möglich. Dies stelle eine Ungleichbehandlung gegenüber 

denjenigen Bewerbern dar, weiche die europãische 

Eignungsprüfung nach Artikel 14 VEP in zwei Nodulen 

ablegten und, im Falle eines Nichtbestehens des ersten 

Moduls, eine Wiederholung zusammen mit dem weiteren 

Modul vornehmen kônnten, wobei die Wiederholung des 

zuerst abgelegten Moduls als erstmalige Teilnahme 

angesehen werde und somit nach Regel 10 AusfB em 

Ausgleich der Prüfungsarbeiten vorgenommen werden dürfe. 

Die einseitige Benachteiligung derjenigen Bewerber, die 

aus wirtschaftlichen Uberlegungen und aus Zeitgründen 

die europãische Eignungsprüfung nicht in Modulform 

ablegten, sei aber nicht hinnehmbar. 

Durch die eingetretenen Verãnderungen der VEP seien die 

Bedingungen für die Bewerber seit dem Jahre 1978, in 

weichem alle nationalen Vertreter der Vertragsstaaten 

des EPU automatisch zum europãischen Vertreter ernannt 

worden seien, kontinuierlich verschlechtert worden. So 

beständen nach den geltenden Vorschriften für die 

Bewerber nur zwei MOglichkeiten: a) die europâische 
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Eignungsprüfung bei erstmaliger Teilnahrne in zwei 

Modulen an zwei Prüfungsterminen abzulegen; b) die 
europäische Eignurigsprüfung an einem einzigen 

Prüfungstermin abzulegen, wobei die vollständige 

Wiederholung nach Artikel 18 VEP nicht mehr môglich sei 

und der Bewerber nur die nicht bestandenen Prüfungs-

arbeiten ohne Ausgleich nach Regel 10 AusfB wiederholen 

dürfe. Hinzu komme, dais bei Wiederholung einer 

europäischen Eignungsprüfui -ig der Prüfungskommission nach 
Entscheidung D 8196 (AB1. EPA 1998, 302) kein Ermessens-
spielraum zugestanden werde: Daraus folge aber, dais die 

Beurteilung von Härtefâllen, wie im vorliegenden Fall, 
praktisch ausgeschlossen sei. Insofern sei die 

Begründung der Entscheidung ]J 8/96 für Berwerber, die 

die europâische Eignungsprüfung wiederholen mü1ten, 
nicht akzeptabel. 

Aus dem "Examiner Report" zu Prüfungste±1 C der 
europâischen Eignugsprüfung 1995, Seite 56 des 
Compendiums Nr. 1, sei ersichtl±ch, dais em 
schwerwiegender und eindeutiger Fehier bei der 

Beurteilurig der Anlage 3, Stichwort "Cellulose" 

(Zelistoff) und "cotton" (Baumwolle), uriterlaufen sei. 
Baumwolle bestehe überwiegend aus Zellstoff-Fasern und 

stelle somit den gattungsbildenden Oberbegriff dar. 

]Jaraus folge, dais Anlage 3 den Gegenstand der Erfindung 

nicht nur in naheliegender Weise vorwegnehme, sondern 
sogar als neuheitsschädlich anzusehen sei. 

Er habe durch die im Jahre 1995 bestandenen 

Prüfungsarbeiten A und B sowie durch die im Jahre 1998 

bestandene Prüfungsarbeit D den Nachweis erbracht, da1 

er die Vorschriften des EPU und die Ausführungs-

vorschriften zum EPU ausreichend kenne und lediglich im 

Einspruchsverfahren die gesteliten Anforderungen nicht 
erfülle. In Anbetracht der Tatsache, daZ die 

Einspruchsverfahren vor dem EPA gegenüber den Anmelde-

und Prüfungsverfahren eine Grôienordnung von unter 3 % 
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aufwiesen, sei eine teilweise Zulassurig als europäischer 

Vertreter für das Anrnelde- und Prüfungsverfahren zu 
gewähren. 

Das Ergebnis der Prüfungsarbeit C sei bei der 

Wiederholung der europãischen Eignungsprüfung im 

Jahre 1998 dadurch negativ beeinf1uit worden, dais der 
für die Prüfungsarbeit C vorgesehene Raum im 

europãischen Patentamt in Berlin anderweitig besetzt 

war. Weder in dem ursprünglich zugedachten Raum noch in 

einem weiteren Raum sei ein entsprechender Arbeitsplatz 
zur Verfügung gestanden. Erst nach längeren Diskussionen 
und Rückfragen sei ihm in einem dritten Prüfungszimmer 

ein freier Tisch zugewiesen worden, auf dem er mit einer 

Verspâtung von zirka zeh.n Minuten seine tJnterlagen habe 
ausbreiten kônnen. Zu diesem Zeitpunkt seien die anderen 
Bewerber bereits mit der Abfassurig der Püfungsarbeit C 
beschäftigt gewesen. Er habe jedoch nach AbschluZ der 

Prüfungsarbeit C keine schriftliche Beschwerde 
eingelegt. Diese Vorkommnisse se±en daher der 
Prüfungskommission nicht bekannt geworden. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde 1st zulâssig. 

Der Beschwerdeführer macht mit Buck auf die 

Prüfungsaufgabe C der europâischen Eignungsprüfung 1995 

geltend, dais aus dem "Examiner Report" zu Prüfungsteil C 

der europâischen Eignungsprüfung 1995, Seite 56 des 

Compendiums Nr. 1, ersichtlich sei, daZ em 

schwerwiegender und eindeutiger Fehier bei der 

Beurteilung der .Anlage 3 unterlaufen sei. Die mit der 

vorliegenden Beschwerde angefochtene Entscheidung der 
Prüfungskommission betrif ft jedoch einzig die vom 

Beschwerdeführer im Rahmen der europãischen 
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Eignungsprüfung 1998 wiederholten Prüfungsaufgaben. C und 

D. Dem oben erwähriten Vorbringen des Beschwerdeführers 
1st daher im vorliegenden Verfahren keine weitere 
Beachturig zu schenken. 

Nach Artikel 14 (1) Satz 1 VEP kann ein Bewerber die 

europäische Eignungsprüfung bel erstmaliger Teilnahme in 
zwei Modulen ablegen. Ferner kann er sich nach 

Artikel 14 (1) Satz 3 VEP dafür entscheiden, das erste 
Modul erneut und zusammen mit dem zweiten Modul 

abzulegen. Tut er das, so gilt dies als erstmalige 

Teilnahme. Das bedeutet, dass auch in diesem Fall 
Regel 10 AusfB anwendbar 1st. Dagegen ist Regel 10 AusfB 
nicht anwendbar, wenn ein Bewerber, wie im vorliegenden 

Fall der Beschwerdeführer, die Prüfung nicht bestanden 
hat und diese teilweise wiederholen muI. 

Der Beschwerdeführer muZte die Aufgaben C und D 

wiederholen, die gem&Z Regel 2 AusfB das zweite Modul 

bilden. Dabei blieb es ihm unbenommen, diese Aufgaben 
einzeln oder gemeinsam zu wiederholen. Entscheidet sich 
dagegen ein Bewerber, das erste Modul aufgrund von 

Artikel 14 (1) Satz 3 VEP erneut und zusammen mit dem 

zweiten Modul abzulegen, so findet keine Wiederholung 
der Aufgaben C und D statt, und die Aufgaben A und B 

kôrnen auch nicht wahiweise einzeln oder gemeinsam 

wiederholt werden. Die rechtliche Regelung, dais 
Regel 10 AusfB anwendbar ist, wenn das erste Modul 

erneut und zusammen mit dem zweiten Modul nach 

Artikel 14 (1) Satz 3 VEP abgelegt wird, dagegen nicht, 
wenn der Bewerber die Prüfung nicht bestanden hat und 

deshalb teilweise wiederholen mui, steilt nach 

Auffassung der Beschwerdekammer in Disziplinar-

angelegenheiten eine ausgewogene Lôsung dar, die mit dem 

Grundsatz der Gleichbehandlung, der verlangt, dais bel 

steter Orientierung am Gerechtigkeitsgedanken Gleiches 
gleich und Ungleiches seiner Eigenart entsprechend 

versch±eden zu behandein ist, in Einklang steht. 
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Dasselbe gilt mit Bezug auf die rechtliche Regelung, dais 

gemâZ Artikel 18 VEP und Regel 7 AusfB ein Bewerber bei 

Nichtbestehen der europäischen Elgnungsprftfung bei elnem 

späteren Prüfungstermin nur eine oder mehrere der nicht 

bestandenen Arbeiten wiederholen darf und dabei, wie 

welter oben erw.hnt, Regel 10 AusfB nicht zur Anwendung 

gelangt, well die Wiederholung der nicht bestandenen 

Arbeiten an keine Bedingungen geknüpft 1st und die 
Arbeiten beliebig oft wiederholt werden kânnen. 

S. 	Dem vom Beschwerdeführer gesteilten Hilfsantrag, eine 

teilweise Zulassung als europâischer Vertreter für das 
Anmelde- und Prüfungsverfahren zu gewähren, kann mangels 

einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage nicht 
stattgegeben werden. 

6. 	Der Beschwerdeführer hat es nach eigener Aussage 

unterlassen, eine Beschwerde über die Durchführung der 

Prüfung nach Punkt 7 der "Anweisungen an die Bewerber 
für den Ablauf der Prüfung" (AB1. EPA 1995, 145), 

nachstehend Ariweisungen genannt, vorzubringen. Es gab 
daher keine Beschwerde, die von der Prüfungskommission 
hâtte behandelt werden kônnen. 

Diesen Anweisungen ist insgesamt zu entnehmen, daE der 
unter Punkt 7 der Anweisungen erwãhnte Begriff 

"Durchführurig der Prüfung" eng auszulegen 1st und daher 

nur den ãuieren Ablauf der Prüfung betrif ft. 

Nach Artikel 27 (4) VEP ist auf das Verfahren vor der 

Beschwerdekatnmer in Disziplinarangelegenhejten, Teil IV 

der Vorschriften in Disziplinarangelegerthejten von 
zugelassenen Vertretern (VDV) entsprechend anzuwenden. 

Aufgrund von Artikel 22 (3) VDV 1st im vorliegenden 

Verfahren insbesondere Artikel 111 (1) EPU entsprechend 
anzuwenden. 
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Die Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten kann 

daher aufgrund von Artikel 111 (1) EPfT im Rahmen der 

Zustândigkeit der Prüfungskommission tätig werden. Da es 

aber im vorliegenden Fall keine Beschwerde über die 

Durchführung der Prüfung gab, für deren Behandlung die 

Prüfurigskommission zust&ndig gewesen ware, kann sich die 

Kammer auch nicht mit Einwânden gegen die Durchführung 

der Prüfung befassen, die erstmals im Beschwerde-

verfahren geltend gernacht warden sind. Diese Einwände 

kônnen daher in der Entscheidung der Karnmer nicht 

berücksichtigt werden. 

7. 	Da der Beschwerde aus den genarinten Gründen nicht 

stattzugeben 1st, kann nach Artikel 27 (4) VEP die 

Rückzahlung der Beschwerdegebühr nicht angeordnet 
werden. 

Entscheidungsforxnel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurflckgewiesen. 

Die Geschafsstellenbeamtin: 	 Der Vorsitzende: 

M. Beer 
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